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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 23. 


(Nr. 4026.) Geſetz, betreffend den außerordentlichen Geldbedarf der Militairverwaltung 
fuͤr das Jahr 1854., ſowie die Beſchaffung der zur Deckung deſſelben er— 
forderlichen Geldmittel. Vom 20. Mai 1854. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


. 1. 


Unſerem Kriegsminiſter wird zu den im Jahre 1854. etwa erforderlich 
werdenden außerordentlichen Beduͤrfniſſen der Militairverwaltung ein Kredit bis 
zum Betrage von dreißig Millionen Thalern eroͤffnet. 


N 


Unſer Finanzminiſter ift ermaͤchti t, zu dieſem Behufe nach dem eintre⸗ 
tenden Beduͤrfniß eine, wenigſtens mit Einem Prozent jaͤhrlich zu amortiſirende, 
verzinsliche Staatsanleihe von dreißig Millionen Thalern aufzunehmen. 


H. 3. 


Die Verwaltung der aufzunehmenden Anleihe wird der Hauptverwaltung 
der Staatsſchulden uͤbertragen. Wegen Verwendung der durch allmaͤlige Ab⸗ 
tragung der Schuldkapitale erſparten Zinſen, wegen Verjährung der Zinſen, 
wegen Abfuͤhrung der zur Verzinſung und Tilgung erforderlichen Betrage an 
die Hauptverwaltung der Staaksſchulden, ſowie wegen des Verfahrens Behufs 
der Tilgung finden die Beſtimmungen der Hö. 3., 4. und 9. des Geſetzes vom 
23. März 1852., betreffend die Ueberweiſung der in Gemaͤßheit des Geſetzes 

Jahrgang 1854. (Nr. 40264027. 44 en 


Ausgegeben zu Berlin den 22, Juni 1854. 
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vom 7. Dezember 1849; aufzunehmenden Staatsanleihe an die Hauptverwal⸗ 
tung der Staatsſchulden, ſowie die Tilgung dieſer Anleihe (Geſetz-Sammlung 
fuͤr 1852. S. 75.) Anwendung. f 


$. 4. 


Die Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes wird dem Finanzminiſter und dem Kriegs— 
miniſter uͤbertragen und iſt daruͤber den Kammern ſofort bei ihrer naͤchſten 
Zuſammenkunft Rechenſchaft zu geben, welchen ſodann uͤber die Fortdauer 
1 1 8 „ ſoweit er noch nicht erſchoͤpft iſt, die Beſchlußnahme vorbehal— 
ten bleibt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Potsdam, den 20. Mai 1854. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. 


(Nr. 4027.) Geſetz, betreffend die Erhebung eines Zuſchlags zur klaſſifizirten Einkommen— 
N ſteuer, zur Klaſſenſteuer und zur Mahl- und Schlachtſteuer. Vom 
20. Mai 1854. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


NE 


Vorbehaltlich der den Kammern bei ihrem nachften Zuſammentritt vor⸗ 
zulegenden, anderweiten Beſtimmungen uͤber die zur Verzinſung und geſetzlichen 
Abbuͤrdung der durch das Geſetz vom heutigen Tage genehmigten Staatsanleihe 
erforderlichen Mittel wird Unſer Finanzminiſter ermächtigt, vom Aften des, auf 
die wirkliche Eroͤffnung dieſer Anleihe folgenden Monats an und auf die Dauer 
Eines Jahres, zur klaſſifizirten Einkommenſteuer, zur Klaſſenſteuer und zur 
Mahl- und Schlachtſteuer, abzüglich jedoch des nach $. 1. des Geſetzes m 

1. Mai 
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1. Mai 1851. den Städten zufließenden Drittheils vom Rohertrage der Mahl⸗ 


ſteuer, einen Zuſchlag von fuͤnf und zwanzig Prozent zu erheben und zugleich 
mit der Hauptſteuer zur Staatskaſſe einziehen zu laſſen. 


H. 2. 


Denjenigen mahl» und ſchlachtſteuerpflichtigen Staͤdten, deren geſetzliche 
Vertreter bei der vorgeſetzten Regierung darauf antragen werden, den Betrag, 
welcher durch die Erhebung des im H. 1. bezeichneten Zuſchlags zur Mahl⸗ 
und Schlachtſteuer ſich ergeben wuͤrde, aus bereiten ſtaͤdtiſchen Mitteln zu 
decken oder in anderer Weiſe aufbringen zu laſſen, kann dies nach Maaßgabe 
der von Unſeren Miniſtern des Innern und der Finanzen feſtzuſtellenden Be⸗ 
dingungen geſtattet werden. 


K 3. 


In den mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Staͤdten wird der Zuſchlag 
zur Einkommenſteuer zwar nach dem vollen Betrage der Einkommenſteuer ver⸗ 
anlagt, auf denſelben jedoch die Summe von fuͤnf Thalern als Entſchaͤdigung 
ee des F. 2 b. des Geſetzes vom 1. Mai 1851. in Anrechnung 
gebracht. 


H. 4. 


Unſer Finanzminiſter iſt mit der Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Potsdam, den 20. Mai 1854. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. = 


(Nr. 4027 —4028.) (Nr. 4028.) 
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(Nr. 4028.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 17. Juni 1854., betreffend die in Gemaͤßheit des Ge⸗ 
ſetzes vom 20. Mai 1854. aufzunehmende Staatsanleihe von funfzehn 
Millionen Thaler. a g f 


nn Anfrage in Ihrem Berichte vom 14. d. M. entſprechend beſtimme Ich 
hiermit, daß die in Gemaͤßheit des Geſetzes vom 20. Mai d. J., betreffend den 
fuͤr etwa erforderlich werdende außerordentliche Beduͤrfniſſe der Militairver⸗ 
waltung bewilligten Kredit, nach Maaßgabe des gegenwartig eingetretenen Be⸗ 
darfs, jetzt aufzunehmende Staatsanleihe von funfzehn Millionen Thaler, zum 
Zinsfuße von vier und einem halben Prozent jaͤhrlich, in Schuldverſchreibungen 
uͤber Einhundert, zweihundert, fuͤnfhundert und Eintauſend Thaler ausgegeben, 
am 1. April und 1. Oktober jeden Jahres verzinſet, und vom 1. Januar 1855. 
ab, innerhalb der naͤchſten fuͤnf Jahre, jaͤhrlich mit Einem Prozent, ſowie mit 
dem Betrage der durch die fortſchreitende Amortiſation erſparten Zinſen des 
Geſammtkapitals getilgt werde. Vom 1. Januar 1860. ab ſoll dem Staate 
das Recht vorbehalten bleiben, den Tilgungsfonds zu verftärken, wogegen ber= 
ſelbe niemals verringert werden darf. 


Ich ermaͤchtige Sie, hiernach die weiteren Anordnungen zur Ausführung 
dieſer Anleihe zu treffen. 


Gumbinnen, den 17. Juni 1854, 


Friedrich Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. 
An den Finanzminiſter. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
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Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


